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,,Mein letzter Wille ist . . .( - manchmal unwirksam
von Judith Neu, Rechtsanwältin, und Martin Lang. Rechtsanwalt. München

Rechtliche Probleme von Heimbewohnertestamenten.
Die Ausnahmegenehmigug nach S 14 Abs. 6 HeimG als

eine praktikable Lösung?

>Mein Erbe wird, wer mich zuletzt pflegt.< Solche und

ähnliche Testamente kennen wir alle. Das statistische Le-

bensalter steigt stetig. In einer vergreisenden Gesellschaft
geht die Angst um, am Ende des Lebens alleine gelassen

vor sich hin zu vegetieren. Familiengefüge brechen aus-

einander. Arbeitslosigkeit fordert von den Kindern Mobi-

lität, oft auch europaweil. Auch Doppelverdienerehen,

Haupt- und Nebenjobs führen dazu, dass für die Pflege

der eigenen Eltern oft zu wenig oder überhaupt keine

Zeit mehr bleibt. Da liegt es nahe, dass Heimbewohner
Zeit, Zuwendung und Pflege, die ihnen vom Heimper-

sonal entgegen gebracht werden, finanziell belohnen

möchten. Der Gesetzgeber hat dem jedoch deutlich

Schranken gesetzt.

A. S 14 Abs. 1 und Abs. 5 Heimc und sein Inhalt

$ 14 Abr 1 HeimG untersagt es Heimträgem, sich von

oder zugunsten von Bewohnern oder Bewerbern um

einen Heimplatz Geld oder geldwerte Leistungen über

das im Heimvertrag vereinbarte Entgelt hinaus verspre-

chen oder gewähren zu lassen, wobei Abs. 2 HeimG ver-

schiedene Ausnahmen zulässt.

$ 14 Abs. 5 HeimG erweitert das Verbot des Abs. 1 dahin-
gehend, dass es auch der Heimleitung, den Beschäftigten

oder sonstigen Mitarbeitern des Heimes untersagt ist, sich

von oder zugunsten von Bewohnern neben dem vom Tiä-
ger erbrachten Arbeitsentgelt Geld oder geldwerte kis-

tungen für die Erfüllung der Pflichten aus dem Heimver-

trag versprechen oder gewähren zu lassen, soweit es sich

hierbei nicht nur um geringwertige Aufmerksamkeiten

handelt.

$ 14 Abs. 1 und Abs. 5 HeimG stellen Verbotsnormen im

Sinne des $ 134 BGB dar, die nicht nur einseitige Rechts-
geschäfte wie die testamentarische Erbeinsetzungr erfas-

sen, sondern auch einen Erbvertrag nach $ä 1941,2274tf..

BGB, da dieser ebenfalls zugunsten des Vertragspartners

wirkt.2

B. Anwendungsbereich

Als Heime im Sinne des $ 1 Abs 1, S. 1 HeimG gelten

nicht nur Alters- und Pflegeheime, sondern alle Einrich-

tungen, die hilfsbedürftige Personen aufnehmen, ihnen

Wohnraum überlassen sowie Betreuung und Verpflegung

zur Verfügung zu stellen. Außerdem müssen sie in ihrem

Bestand von Wechsel und Zahl der Bewohner unabhängig

sein und entgeltlich betrieben werden.3

Daher sind auch Hausgemeinschaften von Bewohnem

einbezogen, mit denen eine permanent anwesende Be-

zugsperson zusammenwohnt, die Verrichtungen in ihrem
festgelegten Aufgabenbereich durchführt. Durch diese

Person wird das Leben der Bewohnergemeinschaft im

Sinne einer Versorgungsgarantie organisiert.a Atlerdings

fallen reine Wohngemeinschaften älterer, pfl egebedürfti-
ger oder behinderter Personen in der Regel nicht in den
Anwendungsbereich des Heimgesetzes, weil sie keine der-

artige Organisationsstruktur aufweisen.5

C. Schutzzweck

$ 14 HeimG verfolgt im Wesentlichen drei Ziele:

Erslezs soll verhindert werden, dass die Hilf- und Arg-

losigkeit alter und pllegebedürftiger Menschen in finan-

zieller Hinsicht ausgenutzt wird. Sie sollen davor bewahrt

werden, für Pflegeleistungen ein zusägliches oder über-

höhtes Entgelt zu entrichten, das über das vertraglich

vereinbarte hinausgeht (Verbot der Doppettzahlung).6
Heimbewohner sind besonders vor finanzieller Ausbeu-

tung zu schützen, da Heimträger, Heimleitung und -per-

sonal vielfältige Möglichkeiten haben, auf die Lebens-

situation der Bewohner Einfluss zu nehmen.T

2 Gi etschmi ,Heimgesetz-Kommentar. S t4 VIII Nr.2.
3 Siehe auch BayObLG FanRZ 1999, S. 1311.
4 LPK HeimclKtuhmer, S I, Rn.10.
5 LPK-}i'eimGlKnhmef, $ 1. Rn.11.
6 BT'Drucks. 7/180. S. 12. 15.
'7 Kunz/Rutz/Wiedemarr, Heimgesetz-Kommentar, $ 14 Rn. 1.I LPK-HejnGlPlantho/z, $ t4 Rn.5.
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Zweitens soll der Heimfriede bewahrt werden. Durch die
Gewährung von finanziellen Zusatzleistungen besteht die
Gefahr dass eine unterschiedliche (privilegierende oder
benachteiligende) Behandlung der Heimbewohner ein-
tritt.s Das Heimklima soll vor finanziellem Konkurrenz-
druck freigehalten werden.e Ansonsten wären gerade

die finanziell schwach gestellten Bewohner besonders be-
nachteiligt. Die Gefahr einer Privilegierung bzw. Diskri-
minierung tritt allerdings dann nicht ein, wenn der Spen-
der anonym bleibt.ro

Drittens soll durch $ 14 HeimG die Testierfteiheit der
Heimbewohner gesichert werden. Die Vorschrift soll
alte Menschen davor bewahren, dass ihr Recht auf freie
Verfügung von Todes wegen durch offenen oder versteck-
ten Druck faktisch gefährdet wird.

$ 14 Abs 5 HeimG soll darüber hinaus verhindern, dass
Bewohner das Gefühl entwickeln, sich die Unterstützung
der Personen, auf die sie angewiesen sind, durch zusätz-
Iiche Beträge erkaufen zu müssen.r2

D. Tatbestandsvoraussetzungen des S 14 Abs. 1
und Abs. 5 HeimG: "Sich-versDrechen-
lassen" - "Sich-gewähren-lassen(

l. ,Sich-versprechen-lassen" ist die Annahme eines Ange-
botes, das auf die Verschaffung eines Vermögensvorteils
gerichtet ist und zwar unabhängig davon, ob es tatsächlich
zu einer Vermögensverfügung kommt. Das Versprechen
wird auch dann vom Verbotstatbestand umfasst. wenn
das zugrunde liegende Rechtsgeschäft unwirksam ist
oder es später wird, z. B. bei ex-tunc Nichtigkeit gemäß

$ 142 BGB, da der Bewohner sich trotz dessen Ungültig-
keit an dieses gebunden fühlen mag oder sich eine nicht
gewollte Privilegierung des Bewohners eingestellt hat.r3

ll.,Sich-gewähren-lassez" bedeutet, dass der Tiäger den
Vermögensvorteil annimmt, um ihn im eigenen Interesse
zu nutzen.r4 Gemeint ist also nicht nur die einseitige Er-
klärung des Gebers ("Gewähren<), sondern es muss
auch der Empfangsakt durch den Träger hinzukommen.

III. Beide Tatbestandsvoraussetzungen setzen also die
Kenntnis der in $ 14 Abl 1 und Abs. 5 Heimc benannten
Verbotsadressaten von der begünstigenden Zuwendung
voraus. Dies ist eine dem Schutzzweck des Gesetzes im-
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manente Folge, da eine Privilegierung von Bewohnern
oder Anwendung psychischen Druckes aufgrund einer
Vermögenszuwendung nur da erfolgen kann, wo das Wis-
sen um eine solche gegeben ist.

Somit sind solche Rechtsgeschäfte und Verfügungen eines
Heimbewohners zugunsten eines Verbotsadressaten wirk-
sam, von denen der Begünstigte zu dessen Lebzeiten
keine Kenntnis hat. Für die Kenntnis des Heimträgers ge-

nügt aber das Wissen eines Mitarbeiters, den der Heimträ-
ger als Ansprechpa ner für die Heimbewohner bestimmt
hat und der wegen seiner Stellung im Heim \Ä/esentlichen
Einfluss auf die konkrete Situation der Heimbewohner
ausüben kann, auch wenn der Mitarbeiter zur rechts-
geschäftlichen Vertretung des Heimträgers gegenüber

den Heimbewohnern nicht berechtist ist.ls

IV Übersteigen des Entgelts nach $ 5 HeimG
Um dem Schutzzweck der Norm, insbesondere dem Ver-
bot der Doppeltleistungen Rechnung zu tragen, gilt das
Verbot des $ 14 Abs. 1 HeimG nur, wenn der Heimträger
sich geldwerte Vorteile für die in $ 5 HeimG beschriebe-
nen Leistungen versprechen oder gewähren lässt, die
über das bereits nach $ 5 HeimG vereinbarte Entgelt hi-
nausgehen.

Die Erhebung von Entgelten für nicht vom Heimvertrag
erfasste, rechtlich nicht notwendig vorzuhaltende Sonder-
leistungen bleibt also grundsätzlich zulässig. Dies ergibt
sich schon aus |i 14 Abs. 2, Nr. 1 Heimc, der die Abgel-
tung anderer als der nach $ 5 HeimG vereinbarten Leis-
tungen ausdrücklich vom Verbot des Abs. t heraus-
nimmt.16 So ist es dem Heimträger beispielsweise auch er-
laubt, Theatervorstellungen, Ausflugsfahrten etc. extra zu
berechnen. Kritisch ist hier aber anzumerken, dass finan-
ziell schlechter gestellte Heimbewohner faktisch von die-
sen Freizeitveranstaltungen oft ausgeschlossen sind und
dies dazu führen kann, dass sich unter den Bewohnern
ein Hierarchiegefüge bildet.

V Geringwertige Aufmerksamkeiten
Das Verbot des $ 14 Abs. 5 Heimc gilt nicht, soweit es
sich um geringwertige Aufmerksamkeiten handelt. Das
sind Zuwendungen, die als Anerkennung oder zur Pflege
eines guten Verhältnisses zu keiner nennenswerten Ver-
mögensmehrung führen. Maßgeblich ist hierbei der Ver-
kehrswert, der nach allgemeiner Ansicht bei ca. 25 Euro
liest.lT
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BT-Drucks. 7/180. S. l2: I l/5120 S. 17 t
OLG Frankfurt/Main NJW 2001, 1505.
Kunz/Butz/Wiedetnaw.Heimgesetz Kommentar. g l4 Rn. 25.
BT-Drucks. I l/5120. S. 17
LPK-Heimc/P/a,/ro1z, $ 14 Rn. 19.
Dahlcrn/Gicsc/lguKlie/1s1. Heingesetz $ 14 Rn. I 1i LPK|Planthol..
S  1 4  R n . 8 .
Dahlen/Giese/lgUKlie//g/. Heimgesetz-Kommentar. g l4 Rn. 12.

BäyObLG MDR 1993,244.
LPK-Heirnc/P/artftorz. S 14 Rn.9.
Kunz/Butz/Wiedenann,Heimgeseiz Kommentar, I l4 Rn. 12.

ErbR 412006



Aufsätze

E. Betroffener Personenkreis und Einbeziehung
Dritter bei Umgehung des Verbotes

l. Betroffener Personenkreis des S 14 Abs. 1 und
Abs. 5 Heimc

Dem reinen Gesetzeswortlaut nach ist der betroffene Per-

sonenkreis klar umrissen:

g 14 Abs. 1 HeimG bezieht sich auf den Tiäger des Hei-

meq d.h. diejenige juristische oder natürliche Person,

die das Heim betreibt.

Unter $ 14 Abs. 5 HeimG hingegen fallen sämtliche in

einem Heim beschäftigte Personen, unabhängig davon,

ob sie hauptberuflich, nebenberuflich, als Festangestellte'

freie Mitarbeiter oder ehrenamtlich tätig sind. Es kommt

insoweit nicht darauf an, ob der Heimbedienstete zum

Arzt- oder Pflegepersonal zu rechnen ist. Entscheidend

ist vielmehr, dass die Leistungen schon im Entgelt der Be-

wohner enthalten sind, dass es sich also nicht um zusätz-

liche Leistungen handelt, sondern um solche, die ohnehin

aufgrund des Heimvertrages geschuldet sind.ls

Der Zusammenhang einer Zuwendung an eine der in $ 14

Abs. 5 HeimG genannten Personen mit erbrachten oder

noch zu erbringenden Leistungen aus dem Heimvertrag

wird hierbei bis zum Beweis des Gegenteils vermutet.

Im Regelfall ist deshalb aus der Begünstigung eines

Heimmitarbeiters zu schließen, dass diese durch das

Heimverhältnis veranlasst wurde.le Erst dann, wenn

nach dem Schutzzweck des $ 14 Abs. 5 HeimG ein Zu-

sammenhang zweifelsfrei ausgeschlossen werden kann,

ist der Nachweis der anderweitigen Kausalität geführt

und $ 14 Abs 5 HeimG nicht anwendbar.zo

ll. Die Ausweitung des Verbotstatbestandes auf
Dritte

In den letzten Jahren wurden die Gerichte vielfach mit

Konstellationen beschäftigt, in denen nicht nur die in

g 14 HeimG direkt genannten Personen mit Zuwendun-

gen bedacht wurden, sondern auch externe Dritte, die

aber in einem Näheverhältnis zu dem oben genannten

Personenkreis stehen, Daher galt es, Kriterien aufzustel-

len, ob, inwieweit und unter welchen Voraussetzungen

Zuwendungen an diese ebenfalls dem Verbotsgesetz un-

terliesen.

Gtrer-S.imirr, Heimgesetz-Kommentar. $ l4 vIII Abs. 5' Nr' 1'
BavObLG NJWRR 2ml,296.
BäiObLG NJW-RR 2001,296: BGH FamRZ 199O,617i OLG Düsscldorf
FarnRZ 1998.193.
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1. Ob die Unwirksamkeit derartiger Verfugungen mrt

einer analogen Anwendung des $ 14 Heimc oder mit

einer verbotenen Umgehung des $ 134 BGB beg ndet

wird, ist eine eher dogmatische Frage, die in der Praxis

im Ergebnis keinen Unterschied macht'zr Maßgeblich al-

lein für die - wie auch immer gearteten - Anwendbarkeit

des $ 14 Abs. 1 und Abs. 5 Heimc ist der hinter der Norm

stehende Gesetzeszweck.

3. Nach der sich so entwickelten und inzwischen gefestig-

ten Rechtsprechung kann der durch $ 14 Abs. 1 und

Abs. 5 HeimG verbotene Erfolg auch herbeigeführt wer-

den, wenn die verbotene Zuwendung nicht an den Ver-

botsadressaten selbst, sondern an eine ihm nahe stehende

oder sonst verbundene Person geht und dadurch eine mit-

telbare bzw. indirekte Begünstigung des Verbotsadressa-

ten erfolgt.22

Zu beachten ist dabei allerdings, dass die Zuwendung an

einen Angehörigen eines Verbotsadressaten diesem als

Begünstigung nur dann zugerechnet werden kann, wenn

er Kenntnis davon hat.23 Denn nur dann kann der von

$ 14 HeimG missbilligte Erfolg eintreten und das Heim-

verhältnis beeinträchtigt werden. Darüber hinaus kann

nur durch eine derartige Einschränkung der Testierfrei

heit aus Art. 14 GG Rechnung getragen werden.

Ebenso wie beim Heimpersonal selbst, gilt in Fällen der

Begünstigung Dritter bis zum Beweis des Gegenteils die

Vermutung, dass sich die bedachte Peßon entsPrechende

Vermögensvorteile allein aufgrund des durch den Heim-

aufenthalt begründeten Vertrauensverhältnisses hat ver-

sprechen lassen.2a

F. Analoge Anwendung von S 14 Abs. 5 HeimG
außerhalb der klassischen Heimunter-
bringung?

Nicht nur in einem Heim werden häufig Verfügungen zu-

gunsten von Personen getroffen, die unmittelbar am l-e-

ben des Verfügenden beteiligt sind und dieses sogar we-

sentlich mit beeinflussen und gestalten. während Heim-

bewohnern durch das Heimgesetz ein recht umfangrei

cher Schutz zukommt, lässt dieser in anderen Konstella-

tionen doch sehr zu wünschen übrig.

l 8
l 9
20

2 l
22

Vef. hierzu die Ausführuneen\on Ziese ZEtb 2U)3.166ft
BäyObLG NJW 2txn,1961;OLG Dilsseldorf FamRZ 1998' 193.
BayObLG NJW-RR 2001. 296.
OLG Frankfurt/Main NJW 2001, 1504.

102 ErbR 412006



Neu/Lang "[/ein letzter Wille ist . . ." - manchmal unwirksam

l. Ambulanter Pflegedienst

1. Hat der Erblasser zugunsten von Angestellten eines

ambulanten Pflegedienstes. die ihn in seinem eigenen

Haus versorgt haben, eine Verfügung getroffen oder diese

testamentarisch bedacht, ist nach der Rechtsprechung

$ 14 Heimc nicht analog anwendbar.ö Die Norm betrifft

nach Wortlaut, Sinn und Zweck ausschließlich das Ver-

hältnis von Heimbewohner zu Heimleiter bzw. Heim-

angestellten. Eine entsprechende Anwendung soll man-

gels vergleichbarer Interessenlage ausscheiden. Da der

Erblasser die Dienste des ambulanten Pflegedienstes in

seinem Umfeld und für sich alleine in Anspruch nimmt,

gibt es keine anderen "Bewohner< mit denen ein fried-

liches Zusammenleben gestört werden könnte oder denen

gegenüber es zu einer Privilegierung oder Benachtei-

ligung kommen könnte. Zwar könnte man anführen,

dass ein Abhängigkeitsverhältnis wie bei einer Heim-

unterbringung in einem gewissen Umfang vorliegt, doch

hat der Erblasser unproblematisch die Möglichkeit, bei

Unzufriedenheit oder aus anderen Gründen die Pfle-

gekraft oder den Pflegedienst zu wechseln.

2. Die Unwirksamkeit eines Testamentes zugunsten eines

Mitarbeiters eines ambulanten Pflegedienstes kann nach

der Rechtsprechung auch nicht pauschal mit einem Ver-

stoß gegen die guten Sitten gemäß $ 138 Abs. 1 BGB be-

gründet werden.26 Vielmehr ist erforderlich, dass der PIle-

ger die pflegerische Tätigkeit in einer gegen die guten Sit-

ten verstoßenden Weise ausgenutzt oder missbraucht hat,

um auf die Entscheidung des Erblassers einen von der

Rechtsordnung missbilligten Einfluss zu nehmen. Schon

im Hinblick aufdie durch das Grundgesetz gewährleistete

Testiefreiheit bedarf es hier einer restriktiven Anwen-

dung der Norm. Darüber hinaus kann es nicht sein, dass

dieser Erblasser schlechter gestellt ist als einer, der ein

Heim bewohnt und seinen dortigen Pfleger in einer letzt-

willigen Verfügung berücksichtigen möchte. Denn letzte-

rem verbietet $ 14 Abs. 5 HeimG nicht die Erichtung des

Testamentes per se. Zur Unwirksamkeit des Testamentes

kommt es nur, wenn der Begünstigte hiervon Kenntnis er-

langt und die Zuwendung annimmt. Für die Anwendung

des $ 138 Abs. 1 BGB muss daher in beiden Fälle der glei-

che restriktive Maßstab gelten.

ll. Betreuer

Man könnte annehmen, dass eine Person, die aufgrund

einer psychischen Krankheit oder geistigen Behinderung

unter Betreuung steht und sich dadurch in einem beson-

deren Abhängigkeitsverhältnis zu ihrem Betreuer befin-

OLG Düsseldorf FG Prax 2001, l22i LG Bonn NJW 1999.2977.
OLG Düsseldorf FGPrax 2001. 122.
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det, des gleichen Schutzes bedarf wie ein Heimbewohner

zu einem Heimmitarbeiter. Das sieht die Rechtsprechung
jedoch bisher anders.

$ 14 HeimG wird nach der h.M. auf das Verhältnis von

Betreuer und Betreutem nicht analog angewandt. Der

Grund dafür liegt nach der Rechtsprechung darin, dass

nicht von einer generellen Rechtsähnlichkeit der Sachver-

halte ausgegangen werden kann, die Voraussetzung für

eine Analogie wäre.27 Auch stelle eine analoge Anwen-

dung des $ 14 HeimG einen unzulässigen Eingriff in die

Testierfreiheit dar. Die Entscheidung darüber, ob Abhän-

gigkeiten, die sich aus einem Betreuungsverhältnis erge-

ben, Einschränkungen der Testierfreiheit nach sich ziehen

sollten, muss nach Ansicht der Rechtsprechung dem Ge-

setzgeber vorbehalten bleiben. Dieser hat bisher eine

diesbezügliche Regelung nicht getroffen, so dass nur die

allgemeinen Vorschriften, insbesondere $ 138 Abs. 1

BGB weiterhelfen können.

Zwar erscheint die Annahme der Sittenwidrigkeit ins-

besondere dann nahe liegend, wenn die Betreuung gerade

den Bereich der Vermögensvorsorge umfasst oder der Be-

treuer unmittelbaren Einfluss auf den Lebensbereich des

Betreuten hat, doch verlangt die Rechtsprechung einzel-

fallspezifisch, dass der Betreuer seine Stellung dazu miss-

braucht hat, die Entscheidungsfreiheit des Betreuten in

rechtlich anstößiger Weise zu beeinträchtigen.28 Eine Ein-

schränkung der Testierfreiheit durch die Anwendung des

$ 138 Abs. 1 BGB kommt nur in Betracht, wenn sich das

Verdikt der Sittenwidrigkeit auf eine klare, deutlich um-

rissene Wertung des Gesetzgebers oder allgemeine

Rechtsauffassung stützen kann.ze Eine Wertung des Ge-

setzgebers, dass eine letztwillige Zuwendung an den Be-

treuer als sittenwidrig anzusehen ist, ist jedoch bisher

nicht vorhanden.

lll. Zivildienstleistender

Unabhängig davon, ob sie in einem Heim, bei einem am-

bulanten Pflegedienst oder in sonstiger Weise tätig sind,

gilt für Zivildienstleistende die spezielle Regelung des

$ 78 Abs. 2 Zivildienstgesetz i. V m. $ 19 Soldatengesetz.

Danach dürfen sie Belohnungen und Geschenke in Bezug

auf ihre berufliche Tätigkeit nur mit Zustimmung des

Dienstherm annehmen, Die Genehmigung umfasst hier-

bei auch die Annahme einer Erbschaft.so

25
26

2'�7
2A
29
30

BayObLC NJW 1998, 2370.
BayObLG NJw 1998,2371.
BayOblG FCPrax 2m3, 36-
BVerwG NJW 1996.2319.
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Nicht abschließend geklärt ist die Rechtfolge bei einer

ohne Zustimmung erfolgten Annahme. Zum einen wird

die Ansicht vertreten, dass das Rechtsgeschäft unter An-

wendung des $ 134 BGB nichtig sein sollte,3l zum ande-

ren, dass seitens des Zivildienstleistenden eine Pflicht

zur Ausschlagung aus $ 78 Abs2 ZDG i.Vm' $ 19 Sol-

datengesetz als einer dienstvertraglichen Verbotsnorm

bestehe.32
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G. Verfassungsmäßigkeit des $ 14 HeimG und
Wirksamkeit eines Testamentes zugunsten
der in S 14 Abs. 1 und Abs. 5 HeimG
benannten Personen

Abschließend gektärt ist seit eines Beschlusses des Bun-

desverfassungsgerichts vom 03.07.199833 die Frage der
Verfassungsmäßigkeit des in $ 14 HeimG enthaltenen

Testierverbotes.

Da $ 14 HeimG nur VorteilsversP rechen vetbielet'

schließt die Norm testamentarische Verfügungen zuguns-

ten des in $ 14 Abs. 1 und Abs 5 HeimG benannten Per-

sonenkreises nicht aus, die dem Betroffenen nicht mit-

geteilt und gleichsam im Stillen angeordnet werden 3a

Nach ständiger Rechtsprechung ist bei fehlender Kennt-

nis des Betroffenen das Testament stets wirksam,35 da

auf diese Weise der Schutzzweck der Norm nicht verletzt

werden kann. Möchte der Erblasser seinen letzten Willen

dem Betrofienen mitteilen, kann er die Wirksamkeit sei-

ner Verfügung dadurch sichern, dass er gemäß $ 14 Abs 6

HeimG vorher eine entsprechende Erlaubnis bei der

Heimaufsichtsbehörde einholt.36 Damit stellt das Testier-

verbot des $ 14 HeimG eine verhältnismäßige Einschrän-

kung der Testierfreiheit dar'

H. Ausnahmegenehmigung nach S 14Abs.6
HeimG

Sind die entscheidungserheblichen Tätsachen dennoch

l. Inhaltliche Anforderungen an die Erteilung einer nicht zu ermitteln,liegt die materielle Beweislast im Rah-

Ausnahmegenehmigung men einer Entscheidung über eine Ermessensreduzierung

Gemäß $ 14 Abs. 6 Heimc kann die Heimaufsichtsbehör- auf Null bei demjenigen, der die Ausnahme beantragt' da

de3? in Einzelfällen Ausnahmen von den verboten der $ 14 Abs. 1 und 5 HeimG repressive verbote mit Ausnah-

Abs. l und 5 zulassen, soweit mevorbehalt da$tellen'

2. Die Genehmigung hat zu erfolgen, bevor das Verspre-

chen abgegeben ist oder die Zuwendung vorgenommen

BavObLG NJW 1995.3260.
vsi. die Ausführüngen von Koos zEv 199'7 . 435 fl
BVerfG NJw 1998,2964.
BVerfG a. a. O.
BayObLC NJw 1992.55 fi
BVerfG a. a. O.
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23.r0.2006.

o der Schutz der Bewohner die Aufrechterhaltung der

Verbote nicht erfordert und

. die Leistung noch nicht versprochen und gewährt wor-

den ist.

Die Heimaufsichtsbehörde wird gemäß S 23 Abs l

HeimG durch die jeweilige Landesbehörde bestimmt'38

1. Die Prüfung des Merkmals des Bewobnerschutzes hat

sich am Schutzzweck der Abs. 1 und 5 zu orientieren'

Maßgeblich ist der Schutz des versprechenden oder ge-

währenden Bewohners einerseits, der sich nicht zur Vor-

nahme von Verfügungen unter Druck gesetzt fühlen soll'

sowie der Schutz der übrigen Bewohner auf der anderen

Seite.le In diesern Zusammenhang ist insbesondere die

Frage zu stellen, ob eine Ausnahme dazu führen könnte'

dass sozial besser gestellte Bewohnerinnen und Bewoh-

ner aufgrund ihres Vermögens im gleichen Heim einen

höheren Grad an Zuwendung erreichen als weniger begü-

terte Heimbewohnerinnen und -bewohner.€ Weiterhin

muss feststehen, dass der Heimbewohner sein Vermögen

freiwillig und ohne Druck hergibt.ar

Dieser Sachverhalt ist gemäß $ 24 VwVfG von Amts we-

gen zu ermitteln. Im Rahmen des Untersuchungsgrund-

satzes sind die Behörden daher als erstes gehalten, mit

den Bewohnern vor Ort selbst zu sprechen und dabei

eigene Ermittlungen anzustellen. Nur so stehen der Wille

des Verfügenden und die Tatsache, dass die Willensbil-

dung fteiwillig und ohne Druck erfolgte, fest' Das kann

am ehesten geklärt werden, wenn der Bewohner von der

Behörde in einem persönlichen Gespräch über seine Mo-

tive beftagt wird. Dadurch erhält der Heimbewohner so-

wohl sicherere Kenntnis von der bestehenden Rechtslage

als auch Celegenheit. seine Zuwendungsabsicht rechtzei-

tig vor der Abgabe einer rechtsgeschäftlichen Erklärung

zu überdenken.a2

Eine Aufl istunede' ieweilißen landesrechllichen Regelungen findel sich

bei Dahlem/GGse/lgfiKf iet Bo chertClP-se'Heimc-Kommenta' $ 2l

R r . 8 .
Dahlem/Giese/Igl/Klie//al. Heimgesetz-Kommentar, $ 14 Rn 26

BT-Drucks 11/5120, S. 18
BVerwG NJW 1988. 985
BVerwG NJW 1988,985.
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